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dürfnie solcher Erben Rechnung getragen wird, die zu den 
nächsten Angehörigen des Erblassers zählen (z.B. Ehe­
gatten und Kinder), da das Nutzungsverhältnis nicht auto­
matisch beendet wird.

Durch die Vererbbarkeit des vertraglichen Nutzungs­
rechts an Erholungsgrundstücken wird die staatliche Boden­
politik bzw. die ordnungsgemäße Nutzung von Grundstük- 
ken nicht beeinträchtigt. So kann das Nutzungsverhältnis 
vom Überlassenden gekündigt bzw. gerichtlich aufgehoben 
werden, wenn dafür gesellschaftlich gerechtfertigte Gründe 
vorliegen (§314 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 2 ZGB). Ein 
solcher Fall kann z. B. dann gegeben sein, wenn der Erbe, 
dem durch die Erbauseinandersetzung das vertragliche 
Nutzungsrecht übertragen wurde, bereits Nutzer eines Er­
holungsgrundstücks ist oder der Erbe nicht die Gewähr 
dafür bietet, daß er das Grundstück ordnungsgemäß nutzen 
wird. Eine 'Beendigung des Nutzungsverhältnisses wäre u.a. 
auch dann gesellschaftlich gerechtfertigt, wenn sich mehrere 
Miterben nicht auseinandersetzen und durch die Erben­
gemeinschaft eine ordnungsgemäße Nutzung des Grund­
stücks nicht gewährleistet ist. - -

Durch den Tod des Eigentümers der Bodenfläche wird 
das Nutzungsverhältnis nicht beendet, es geht als Nach­
laßverbindlichkeit auf die Erben über (§§ 362, 363 Abs. 1, 
409 ZGB).

Zu einigen Einzelfragen der Bodennutzung
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Zu § 315 ZGB (Besonderheiten bei der Nutzung von Boden­
flächen in einer Kleingartenanlage) lag einer Entscheidung 
des Obersten Gerichts ein Streit aus einem Nutzungsvertrag 
zugrunde, in dem festgelegt war, daß bei Beendigung des 
Nutzungsverhältnisses die auf dem zurückgegebenen Klein­
garten vorhandenen Einrichtungen und Kulturen vom 
Vorstand der Kleingartensparte an den bisherigen Nutzer 
vergütet werden, die Zahlung an diesen jedoch erst dann 
erfolgt, wenn der neue Nutzer den geschätzten Betrag für 
die Einrichtungen und Kulturen an den Vorstand der 
Sparte gezahlt hat.28 In einem solchen Fäll hat die Klein­
gartensparte dafür zu sorgen, daß der neue Nutzer inner­
halb einer angemessenen Frist die Einrichtungen und Kul­
turen bezahlt, damit der Geldbetrag an den früheren 
Nutzer weitergeleitet werden kann. Damit wird gewähr­
leistet, daß der frühere Nutzungsberechtigte die ihm gemäß 
§ 314 Abs. 5 ZGB zustehemde Entschädigung innerhalb einer 
angemessenen Frist erhält.

Darauf hinzuweisen ist auch, daß für alle zivilrecht­
lichen Streitigkeiten, die sich aus Verträgen nach §§ 312 ff. 
ZGB ergeben, dann, wenn zumindest ein Vertragspartner 
ein Bürger ist, der Gerichtsweg zulässig ist (§ 4 Abs. 1 Satz 1 
GVG). Die sich aus den §§ 6 bis 10 der АО über den Kün­
digungsschutz für Pächter von Kleingärten vom 17. Mai 
1956 ergebende frühere Befugnis der örtlichen Räte, über 
zivilrechtliche Kleingartenstreitigkeiten zu entscheiden, ist 
infolge der Aufhebung dieser Rechtsvorschrift durch § 15 
Abs. 2 Abschn. II Ziff. 36 EGZGtB weggefallen.

Der Gerichtsweg ist insbesondere auch dann zulässig, 
wenn eine volkseigene Bodenfläche von einem örtlichen 
Rat einem Bürger zur vertraglichen Nutzung übergeben 
wurde. Das gemäß § 313 Abs. 3 Satz 1 ZGB zu entrichtende 
Nutzungsentgelt ist durch eine Klage bzw. Zahlungsauffor­
derung gerichtlich geltend zu machen, da derartige Forde­
rungen nicht im Verwaltungsweg eingezogen werden 
können.29 Der Gerichtsweg darf im Nutzungsvertrag auch 
nicht ausgeschlossen und für die Entscheidung von Streitig­
keiten die Zuständigkeit eines anderen Organs vereinbart 
werden, da die Rechtsvorschriften über die Zulässigkeit des 
Gerichtswegs unabdingbar sind.30

Im übrigen stellt das Recht zur Nutzung an einer Boden­
fläche zur Erholung ein Recht an einem Grundstück i. S. 
des § 22 Abs. 1 Satz 1 ZPO dar, so daß für Ansprüche dar­
aus das Kreisgericht ausschließlich örtlich zuständig ist, in 
dessen Bereich sich das Grundstück befindet31
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